
Konsolidierte Lesefassung (Stand: 9. Mai 2020)1 
 

Zweite Verordnung zur Bekämpfung des Corona-Virus 
 

Vom 13. März 2020 
 
   Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Februar 2020 (BGBl. I 
S. 148), verordnet die Landesregierung: 
 

§ 1 
 
   (1) Die folgenden Einrichtungen dürfen nicht zu Besuchszwecken betreten werden: 
 
1. Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 3 bis 7 des Infektionsschutzgeset-

zes, 
 
2. Einrichtungen nach § 36 Abs. 1 Nr. 2 des Infektionsschutzgesetzes, 
 
3. ambulant betreute Wohngemeinschaften im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des 

Hessischen Gesetzes über Betreuungs- und Pflegeleistungen vom 7. März 2012 
(GVBl. S. 34), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2016 (GVBl. 
S. 322). 

 
   (2) Abweichend von Abs. 1 dürfen Personen, die in einer Einrichtung nach Abs. 1 
versorgt werden, nur 
 
1. durch 
 
 a) Seelsorgerinnen und Seelsorger, 
 
 b) ihre Eltern, wenn es sich um ein minderjähriges Kind handelt, 
 
 c) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Notarinnen und Notare, 
 
 d) sonstige Personen, denen aus beruflichen oder therapeutischen Gründen oder 

aufgrund hoheitlicher Aufgaben Zugang zu gewähren ist, oder 
 
2. im Rahmen einer Behandlung der spezialisierten Palliativversorgung nach § 37b 

Abs. 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
 
besucht werden. Besucherinnen und Besucher nach Satz 1 Nr. 1 sind verpflichtet, ihre 
Besuchszeit auf das absolut erforderliche Mindestmaß zu beschränken. 
 

                                                           
1 In der Fassung 9. Mai 2020 in Kraft tretenden Änderungen durch Art. 1 der Zehnten Verordnung zur 

Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus vom 7. Mai 2020 (GVBl. S. 298), 
die am Freitag, den 8. Mai 2020, verkündet worden ist. 
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   (3) Die Einrichtungsleitung kann abweichend von Abs. 1 im Einzelfall für engste Fa-
milienangehörige Ausnahmen zulassen, wenn es nach Einschätzung der behandeln-
den Ärztin oder des behandelnden Arztes oder aus ethisch-sozialen Gründen dringend 
geboten ist, insbesondere bei Geburten oder Personen im Sterbeprozess. 
 
   (3a) Einrichtungen nach Abs. 1 Nr. 2 und 3 müssen über ein einrichtungsbezogenes 
Konzept zum Schutz vor der Übertragung von Infektionen durch Besucherinnen und 
Besucher nach Maßgabe der aktuellen Empfehlungen des Robert Koch-Instituts und 
der Handlungsempfehlungen des Hessischen Ministeriums für Soziales und Integra-
tion sowie der einrichtungsbezogenen Hygienepläne verfügen. Im Fall des Satz 1 ist 
abweichend von Abs. 1 einem Angehörigen oder einer sonst nahestehenden Person 
einmal pro Woche für eine Stunde der Besuch einer in der Einrichtung befindlichen 
Person gestattet. Die Einrichtungen müssen den Namen, Vornamen, die Telefonnum-
mer und die Besuchszeit jeder Besucherin und jedes Besuchers dokumentieren. 

   (3b) Besuche nach Abs. 3a sind bis zu einer abweichenden Entscheidung des Ge-
sundheitsamtes nicht mehr gestattet, wenn in der Einrichtung nach Abs. 1 Nr. 2 und 3 
ein nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtiges Infektionsgeschehen oder eine 
bestätigte Infektion mit SARS-CoV-2 vorliegt. 
 
   (4) Besucherinnen und Besucher nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Abs. 3 und 3a müssen 
zu jeder Zeit 
 
1. mindestens 1,50 m Abstand zur besuchten Person einhalten, 
 
2. einen von der Einrichtung gestellten oder akzeptierten Mund-Nasen-Schutz tragen 

und 
 
3. den von der Einrichtungsleitung angeordneten Hygieneregeln nachkommen. 
 
Satz 1 gilt nicht, soweit es die Eigenart eines Besuches nach Abs. 2 Satz 1 erfordert. 
 
   (5) Abweichend von Abs. 2, 3 und 3a ist 
 
1. Personen mit Atemwegsinfektionen oder 
 
2. Personen, die 
 

a) auf dem Land-, See- oder Luftweg aus einem Staat außerhalb der Bundesrepub-
lik Deutschland in Hessen eingereist sind oder 

 
b) sich in einem Gebiet aufgehalten haben, das vor dem 10. April 2020 vom Robert 

Koch-Institut als Risikogebiet für Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus festge-
legt war und deren Einreise nach dem Zeitpunkt der Festlegung als Risikogebiet 
oder innerhalb von 14 Tagen vor dem Zeitpunkt der Festlegung als Risikogebiet 
erfolgt ist, 

 
für einen Zeitraum von 14 Tagen seit der Einreise das Betreten von Einrichtungen nach 
Abs. 1 verboten. 
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§ 1a 
 
   Soweit § 1 keine abweichenden Regelungen vorsieht, wird für 
 
1. Besucherinnen und Besucher in Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und 

Nr. 8 bis 10 des Infektionsschutzgesetzes sowie 
 
2. Patientinnen und Patienten von Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 4 und 

6 bis 10 des Infektionsschutzgesetzes 
 
das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung allgemein angeordnet. Mund-Nasen-Bede-
ckung im Sinne des Satz 1 ist jede Bedeckung vor Mund und Nase, die auf Grund ihrer 
Beschaffenheit unabhängig von einer Kennzeichnung oder zertifizierten Schutzkate-
gorie geeignet ist, eine Ausbreitung von übertragungsfähigen Tröpfchenpartikeln oder 
Aerosolen durch Husten, Niesen oder Aussprache zu verringern. Satz 1 gilt nicht für 
Kinder unter 6 Jahren oder Personen, die aufgrund einer gesundheitlichen Beeinträch-
tigung oder einer Behinderung keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen können. Das Ab-
setzen der Mund-Nasen-Bedeckung ist gestattet, soweit es für die Inanspruchnahme 
einer ärztlichen oder pflegerischen Dienstleistung notwendig ist. Die Leitung der Ein-
richtung kann weitergehende Maßnahmen anordnen. 
 

§ 2 
 
   (1) Bis zum 5. Juni 2020 dürfen Kinder die folgenden Einrichtungen nicht betreten: 
 
1. Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte nach § 33 Nr. 1 des lnfektionsschutzge-

setzes, 
 
2. Kindertageseinrichtung nach § 25 des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetz-

buchs vom 18. Dezember 2006 (GVBl. I S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. September 2018 (GVBl. S. 590) und 

 
3. erlaubnispflichtige Kindertagespflegestellen nach § 43 Satz 1 des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch. 
 
Die Personensorgeberechtigten haben für die Erfüllung dieser Verpflichtung Sorge zu 
tragen. 
 
   (2) Das Betretungsverbot nach Abs. 1 gilt nicht für Kinder, wenn eine Erziehungsbe-
rechtigte oder ein Erziehungsberechtigter zu einer der folgenden Personengruppe ge-
hört: 
 
1. Angehörige des Polizeivollzugsdienstes im Sinne der Hessischen Polizeilauf-

bahnverordnung vom 10. März 2015 (GVBl. S. 134), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 30. Juni 2017 (GVBl. S. 114), sowie des Bundespolizeigesetzes vom 19. Ok-
tober 1994 (BGBl. I S. 2978, 2979), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Novem-
ber 2019 (BGBl. I S. 1724) und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landes, 
die bei den Polizeipräsidien tätig sind und Vollzugsaufgaben wahrnehmen, 
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2. Angehörige von Feuerwehren nach den §§ 9, 10 und 14 des Hessischen Brand- 
und Katastrophenschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Ja-
nuar 2014 (GVBl. S. 26), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. August 2018 (GVBl. 
S. 374), 

 
3. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Behörden des öffentlichen Gesundheitsdiens-

tes nach § 2 Abs. 2 des Hessischen Gesetzes über den öffentlichen Gesundheits-
dienst vom 28. September 2007 (GVBI. I S. 659), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. Mai 2018 (GVBI. S. 82), 

 
4. Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie Amtsanwäl-

tinnen und Amtsanwälte der Justiz, 
 
5. Bedienstete des Justiz- und Maßregelvollzuges, 
 
6. Bedienstete von Rettungsdiensten gemäß § 3 Abs. 1 des Hessischen Rettungs-

dienstgesetzes vom 16. Dezember 2010 (GVBl. I S. 646), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 12. September 2018 (GVBl. S. 580), 

 
7. Helferinnen und Helfer des Technischen Hilfswerkes gemäß § 2 des THW-Gesetz 

vom 22. Januar 1990 (BGBl. I S. 118), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Juni 
2013 (BGBl. I S. 1514), 

 
8. Helferinnen und Helfer des Katastrophenschutzes gemäß § 38 Abs. 1 des Hessi-

schen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes, 
 
9. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 

3 bis 7 und 11 sowie § 36 Abs. 1 Nr. 2 und 7 des Infektionsschutzgesetzes sowie 
Beschäftigte von ambulanten Betreuungs- und Pflegediensten nach § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Hessischen Gesetzes über Betreuungs- und Pflegeleistungen vom 
7. März 2012 (GVBl. S. 34), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2016 
(GVBl. S. 322), 

 
10. die in der gesundheitlichen Versorgung von Menschen tätigen Angehörigen me-

dizinischer und pflegerischer Berufe, insbesondere 
 

a) Altenpflegerinnen und Altenpfleger nach § 1 des Altenpflegegesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1691), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 15. August 2019 (BGBl. I S. 1307) in Verbindung 
mit § 64 des Pflegeberufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 13. Januar 2020 (BGBl. I S. 66), oder nach § 58 
Abs. 2 des Pflegeberufegesetzes, 

 
b) Altenpflegehelferinnen und Altenpflegehelfer nach § 1 des Hessischen Alten-

pflegegesetzes vom 5. Juli 2007 (GVBl. I S. 381), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 296), 

 
c) Anästhesietechnische Assistentinnen und Anästhesietechnische Assistenten 

im Sinne der §§ 1 und 2 der DKG-Empfehlung zur Ausbildung und Prüfung 
von Operationstechnischen und Anästhesietechnischen Assistentinnen/Assis-
tenten vom 17. September 2013, 
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d) Ärztinnen und Ärzte nach § 2a der Bundesärzteordnung in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 16. April 1987 (BGBl. I S. 1218), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 15. August 2019 (BGBl. I S. 1307), 

 
e) Apothekerinnen und Apotheker nach § 3 der Bundes-Apothekerordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1989 (BGBl. I S. 1478, 1842), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 15. August 2019 (BGBl. I S. 1307), 

 
f) Desinfektorinnen und Desinfektoren nach § 1 der Ausbildungs- und Prüfungs-

ordnung für Desinfektorinnen und Desinfektoren vom 6. Dezember 2010 
(GVBl. I S. 711), zuletzt geändert durch Verordnung vom 3. Dezember 2015 
(GVBl. S. 580), 

 
g) Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinder-

krankenpfleger nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 
2003 (BGBl. I S. 1442), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. August 2019 
(BGBl. I S. 1307), in Verbindung mit § 64 des Pflegeberufegesetzes oder nach 
§ 58 Abs. 1 des Pflegeberufegesetzes, 

 
h) Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesundheits- und Krankenpfleger 

nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Krankenpflegegesetzes, in Verbindung mit § 64 des 
Pflegeberufegesetzes, 

 
i) Hebammen gemäß § 3 des Hebammengesetzes vom 22. November 2019 

(BGBl. I S. 1759), 
 

j) Krankenpflegehelferinnen und Krankenpflegehelfer gemäß § 1 des Hessi-
sches Krankenpflegehilfegesetzes vom 21. September 2004 (GVBl. I S. 279), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. September 2017 (GVBl. S. 313), 

 
k) Medizinische Fachangestellte gemäß § 1 der Verordnung über die Berufsaus-

bildung zum Medizinischen Fachangestellten/zur Medizinischen Fachange-
stellten vom 26. April 2006 (BGBl. I S. 1097), 

 
l) Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentinnen und Medizinischtechni-

sche Laboratoriumsassistenten gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 des MTAGesetzes 
vom 2. August 1993 (BGBl. I S. 1402), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. August 2019 (BGBl. I S. 1307), 

 
m) Medizinisch-technische Radiologieassistentinnen und Medizinisch-technische 

Radiologieassistenten gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 des MTA-Gesetzes, 
 

n) Medizinisch-technische Assistentinnen für Funktionsdiagnostik oder Medizi-
nisch-technischer Assistenten für Funktionsdiagnostik gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 3 
des MTA-Gesetzes, 

 
o) Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter gemäß § 1 des Notfallsanitätergeset-

zes vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1348), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2768), 
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p) Operationstechnische Assistentinnen und Operationstechnische Assistenten 
im Sinne der §§ 1 und 2 der DKG-Empfehlung zur Ausbildung und Prüfung 
von Operationstechnischen und Anästhesietechnischen Assistentinnen/Assis-
tenten vom 17. September 2013, 

 
q) Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 des 

Pflegeberufegesetzes, 
 

r) Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner nach § 1 Absatz 1 Satz 2 des Pfle-
geberufegesetzes, 

 
s) Pharmazeutisch-technische Assistentinnen oder pharmazeutisch-technische 

Assistenten nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Beruf des pharmazeu-
tisch-technischen Assistenten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 1997 (BGBl. I S. 2349), zuletzt geändert durch Gesetzes vom 
15. August 2019 (BGBl. I S. 1307), 

 
t) Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten nach § 1 des Rettungsassis-

tentengesetzes vom 10. Juli 1989, zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. De-
zember 2007 (BGBl. I S. 2686) in Verbindung mit § 30 des Notfallsanitäterge-
setzes, 

 
u) Zahnärztinnen und Zahnärzte gemäß § 1 des Gesetzes über die Ausübung 

der Zahnheilkunde in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 1987 
(BGBl. I S. 1225), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2768), 

 
v) Zahnmedizinische Fachangestellte gemäß § 1 der Verordnung über die Be-

rufsausbildung zum Zahnmedizinischen Fachangestellten/zur Zahnmedizini-
schen Fachangestellten vom 4. Juli 2001 (BGBl. I S. 1492), 

 
w) Psychologische Psychotherapeutinnen und Psychologische Psychotherapeu-

ten sowie Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen oder Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten nach § 1 des Psychotherapeutengesetzes 
vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1311), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. August 2019 (BGBl. I S. 1307), 

 
11. Fachkräfte in Tageseinrichtungen für Kinder gemäß § 25 Hessisches Kinder- und 

Jugendhilfegesetzbuch, 
 
11a. Beschäftige in nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch betriebserlaub-

nispflichtigen stationären oder teilstationären Einrichtungen, die keine Kinderta-
gesbetreuungseinrichtungen sind, 

 
11b. Personen, die hauptberuflich Beratungsdienste der psychosozialen Notfallversor-

gung, insbesondere im Bereich der Notfallseelsorge oder der Krisentelefone, si-
cherstellen, sowie Mitarbeiterinnen von Schutzeinrichtungen für Betroffene ge-
schlechtsspezifischer Gewalt, insbesondere von Frauenhäusern oder Schutz-
wohnungen, 
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11c. Personen, die in nach § 9 anerkannten Schwangerschaftskonfliktberatungsstel-
len Beratungen nach § 5 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes vom 27. Juli 
1992 (BGBl. I S. 1398), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2789), durchführen, 

 
11d. Beschäftigte des Allgemeinen Sozialen Dienstes bei den öffentlichen Trägern der 

Kinder- und Jugendhilfe, 
 
12. Personen, die unmittelbar mit der Auszahlung von Geldleistungen nach einem 

der folgenden Gesetze befasst sind: 
 
 a) Zweites Buch Sozialgesetzbuch, 
 
 b) Drittes Buch Sozialgesetzbuch, 
 
 c) Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch, 
 
 d) Asylbewerberleistungsgesetz, 
 
 e) Bundesausbildungsförderungsgesetz, 
 
 f) Gesetz zur Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung und 
 
 g) Wohngeldgesetz, 
 
13. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die unmittelbar in den Sektoren der Verordnung 

zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz vom 22. April 
2016 (BGBI. I S. 958), zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. Juni 2017 
(BGBI. I S. 1903) tätig sind, soweit von dem Arbeitgeber der Nachweis erbracht 
wird, dass ihre Tätigkeit zwingend erforderlich ist; dabei bleiben die Schwellen-
werte der Anhänge außer Betracht. 

 
14. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der Abfallbewirtschaftung tätig sind, so-

weit von dem Arbeitgeber der Nachweis erbracht wird, dass ihre Tätigkeit vor Ort 
am Arbeitsplatz zur Aufrechterhaltung der Infrastruktur zwingend erforderlich ist, 

 
15. hauptberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Presse, Rundfunk, Fernse-

hen und anderen Telemedien, soweit vom Arbeitgeber der Nachweis erbracht 
wird, dass ihre Tätigkeit vor Ort am Arbeitsplatz zur Aufrechterhaltung des Kern-
betriebs zwingend erforderlich ist,  

 
16. Soldatinnen und Soldaten nach § 1 des Gesetzes über die Rechtsstellung von 

Soldaten vom 30. Mai 2005 (BGBl. I S. 1482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. November 2019 (BGBl. I S. 1626), sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Bundeswehr, die zur Sicherstellung der Einsatzbereitschaft und der laufenden 
Einsätze der Bundeswehr erforderlich sind, 

 
17. Schulleiterinnen und Schulleiter, Personal des Schulträgers im Sinne des § 156 

Nr. 1 des Hessischen Schulgesetzes sowie Lehr- und Betreuungskräfte, die un-
mittelbar mit der Organisation und Durchführung des Präsenzunterrichts und von 



8 
 

anderen schulischen Veranstaltungen nach § 3 Abs. 1 Satz 3 bis 5 und Abs. 3 
befasst sind, 

 
„17a. Schülerinnen, Schüler und Studierende, die nach § 3 Abs. 1 Satz 3 bis 5 unter-

richtet werden, 
 
18. Personen, die nachweislich im Bereich der medizinischen und pharmazeutischen 

Forschung im Zusammenhang mit dem SARS-CoV-2-Virus tätig sind, 
 
19. Personen, die nach Bestätigung der Dienststellenleitung in den Kernbereichen 

der staatlichen Forschung und Wissenschaftsverwaltung sowie in Kernbereichen 
des Kulturgutschutzes ihre Tätigkeit in der Dienststelle ausüben müssen, 

 
20. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Notarinnen und Notare, 
 
21. Mitglieder von Verfassungsorganen, 
 
22. Pfarrerinnen und Pfarrer, Seelsorgerinnen und Seelsorger, 
 
23. Inhaber von und Beschäftigte in Bestattungsunternehmen, 
 
24. berufstätige und studierende Alleinerziehende im Sinne des § 21 Abs. 3 des 

Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. 
 
Die Einrichtung kann einen Nachweis über die Zugehörigkeit zu den Personengruppen 
nach Satz 1 fordern. ln Zweifelsfällen entscheidet die zuständige Ordnungsbehörde. 
Die in Satz 1 Nr. 11 genannten Personen dürfen ihre eigenen Kinder mit Ausnahme 
der Kinder nach Abs. 4 in das Betreuungsangebot einbeziehen. 
 
   (3) Das Betretungsverbot nach Abs. 1 gilt nicht für Kinder, deren Betreuung in einer 
Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflegestelle aufgrund einer Entscheidung des 
zuständigen Jugendamtes zur Sicherung des Kindeswohls dringend erforderlich ist. 
 
   (4) Abs. 2 und 3 gelten nicht, wenn die Kinder oder die Angehörigen des gleichen 
Hausstandes 
 
a) Krankheitssymptome aufweisen, 
 
b) in Kontakt zu infizierten Personen stehen oder seit dem Kontakt mit infizierten Per-

sonen noch nicht 14 Tage vergangen sind oder 
 
c) aa) auf dem Land-, See- oder Luftweg aus einem Staat außerhalb der Bundesre-

publik Deutschland eingereist sind oder 
 
 bb) sich in einem Gebiet aufgehalten haben, das vor dem 10. April 2020 vom Robert 

Koch-Institut als Risikogebiet für Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus fest-
gelegt war und deren Einreise nach dem Zeitpunkt der Festlegung als Risiko-
gebiet oder innerhalb von 14 Tagen vor dem Zeitpunkt der Festlegung als Risi-
kogebiet erfolgt ist, 

 
 für einen Zeitraum von 14 Tagen seit der Einreise. 
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 Satz 1 Buchst. b gilt nicht, soweit Angehörige des gleichen Hausstandes aufgrund 

ihrer beruflichen Tätigkeit nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 in Kontakt zu infizierten Perso-
nen stehen. 

 
   (5) In Einrichtungen nach Abs. 1 tätige Personen dürfen nicht beschäftigt werden, 
wenn sie 
 
a) Krankheitssymptome aufweisen, 
 
b) in Kontakt zu infizierten Personen stehen oder seit dem Kontakt mit infizierten Per-

sonen noch nicht 14 Tage vergangen sind oder 
 
c) aa) auf dem Land-, See- oder Luftweg aus einem Staat außerhalb der Bundesre-

publik Deutschland eingereist sind oder 
 
 bb) sich in einem Gebiet aufgehalten haben, das vor dem 10. April 2020 vom Robert 

Koch-Institut als Risikogebiet für Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus fest-
gelegt war und deren Einreise nach dem Zeitpunkt der Festlegung als Risiko-
gebiet oder innerhalb von 14 Tagen vor dem Zeitpunkt der Festlegung als Risi-
kogebiet erfolgt ist, 

 
 für einen Zeitraum von 14 Tagen seit der Einreise. 
 

§ 3 
 
   (1) Es wird allgemein angeordnet, dass Schülerinnen und Schüler sowie Studierende 
dem Unterricht und anderen regulären schulischen Veranstaltungen an Einrichtungen 
nach § 33 Nr. 3 des Infektionsschutzgesetzes fernbleiben müssen. Ihr Fehlen gilt als 
entschuldigt. Satz 1 und 2 gelten nicht 
 
1. für die Abnahme von Prüfungsleistungen, 
 
2. ab dem 27. April 2020 für die Schülerinnen und Schüler oder Studierenden 
 

a) (aufgehoben),2 
 

b) des Abschlussjahrgangs an den Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen, 
 

c) der 9. Jahrgangsstufe des Bildungsgangs Hauptschule und der 10. Jahrgangs-
stufe des Bildungsgangs Realschule an Realschulen, Hauptschulen, Mittelstu-
fenschulen und kooperativen Gesamtschulen, 

 
d) der integrierten Gesamtschulen, wenn sie im Schuljahr 2019/2020 an den Ab-

schlussprüfungen zum Erwerb des Hauptschulabschlusses oder des mittleren 
Abschlusses teilnehmen, 

 

                                                           
2 § 3 Abs. 1 Nr. 2a wurde durch Beschluss des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs vom 24. April 2020 

im Wege der einstweiligen Anordnung vorläufig bis zum Ablauf des 3. Mai 2020 außer Vollzug gesetzt 
und mit Wirkung vom 1. Mai 2020 durch Art. 2 Nr. 3 Buchst. b der Achten Verordnung zur Bekämpfung 
des Corona-Virus vom 27. April 2020 (GVBl. S. 282) aufgehoben. 
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e) der ersten Jahrgangsstufe der Qualifikationsphase (Q2) der gymnasialen Ober-
stufe, der Abendgymnasien, des Hessenkollegs und der beruflichen Gymnasien, 

 
f) der Abschlussjahrgänge der Abendrealschulen und Abendhauptschulen, 

 
g) der 12. Jahrgangsstufe der Fachoberschulen und Höheren Berufsfachschulen, 

 
h) der Abschlussklassen an den Fachschulen, 

 
i) im letzten Ausbildungsjahr an den Berufsschulen sowie 

 
j) im letzten Ausbildungsjahr an den Schulen für Gesundheitsberufe, 

 
3. ab dem 18. Mai 2020 für die Schülerinnen und Schüler oder Studierenden 
 
 a) der Jahrgangsstufen 4 und höher aller allgemein bildenden Schulen, soweit sie 

nicht bereits unter Nr. 2 fallen, 
 
 b) der Jahrgangsstufen 1 bis 3 der Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt emo-

tionale und soziale Entwicklung, 
 
 c) der Schulen für Erwachsene, 
 
 d) von Intensivklassen nach § 58 Abs. 1 der Verordnung zur Gestaltung des Schul-

verhältnisses vom 19. August 2011 (ABl. S. 546), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 4. März 2020 (ABl. S. 110), an Schulen der Sekundarstufe I, 

 
 e) der Berufsschulen mit Ausnahme derjenigen Schülerinnen und Schüler des Pro-

gramms Integration durch Anschluss und Abschluss, die weder auf das Deutsche 
Sprachdiplom PRO I der Kultusministerkonferenz noch auf die Nichtschülerprü-
fung für den Hauptschulabschluss oder für den Realschulabschluss vorbereitet 
werden, 

 
 f) an den Schulen für Gesundheitsberufe, soweit sie nicht unter Nr. 2 Buchst. j fal-

len, sowie 
 
4. ab dem 2. Juni 2020 für die Kinder in Vorlaufkursen nach § 58 Abs. 5 des Hessi-

schen Schulgesetzes sowie für die Schülerinnen und Schüler oder Studierenden 
 
 a) der Jahrgangsstufen 1 bis 3 sowie der Vorklassen der Grund- und Förderschulen, 

soweit sie nicht bereits unter Nr. 3 Buchst. b fallen, 
 
 b) der Intensivklassen an den Grundschulen sowie an den Grundstufen der Förder-

schulen, 
 
 c) der in Nr. 2 und Nr. 3 Buchst. e nicht genannten Jahrgangsstufen, Lerngruppen 

und Klassen beruflicher Schulen.“ 
 
An den Schulen für Kranke entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter nach An-
hörung der Eltern und in Absprache mit dem Klinikpersonal im Einzelfall über die Be-
schulung. Inklusiv beschulte Schülerinnen und Schüler nehmen am Unterricht der 



11 
 

Lerngruppe, der Klasse oder des Kurses teil, der oder dem sie angehören, sobald 
Satz 1 und 2 für die Lerngruppe, die Klasse oder den Kurs nach Satz 3 Nr. 2, 3 oder 4 
nicht mehr gelten. 
 
   (1a) Der Unterricht hat in zahlenmäßig reduzierten Gruppen zu erfolgen, sodass ein 
Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen Personen sichergestellt werden kann. Die 
Gruppengröße darf in der Regel 15 Personen nicht überschreiten. Die Empfehlungen 
des Robert Koch-Instituts zur Hygiene sind einzuhalten. Für Schülerinnen und Schüler, 
die krankheitsbedingt, aufgrund ihres Alters oder des Stands ihrer geistigen, körperli-
chen und motorischen oder emotionalen und sozialen Entwicklung nicht in der Lage 
sind, den Mindestabstand einzuhalten, gilt Abs. 1 Satz 1 und 2. 
 
   (1b) Abs. 1 Satz 1 und 2 gelten auch für Schülerinnen, Schüler und Studierende, die 
selbst oder bei denen Angehörige desselben Hausstands Krankheitssymptome auf-
weisen, in Kontakt zu infizierten Personen stehen oder bei denen oder den Angehöri-
gen desselben Hausstands ein Kontakt mit infizierten Personen noch nicht mehr als 
14 Tage zurückliegt. Dasselbe gilt für Schülerin-nen, Schüler und Studierende, die 
 
1. auf dem Land-, See- oder Luftweg aus einem Staat außerhalb der Bundesrepublik 

Deutschland eingereist sind oder 
 
2. sich in einem Gebiet aufgehalten haben, das vor dem 10. April 2020 vom Robert 

Koch-Institut als Risikogebiet für Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus festgelegt 
war und deren Einreise nach dem Zeitpunkt der Festlegung als Risikogebiet oder 
innerhalb von 14 Tagen vor dem Zeitpunkt der Festle-gung als Risikogebiet erfolgt 
ist, 

 
für einen Zeitraum von 14 Tagen seit der Einreise. 
 
Satz 1 gilt nicht, soweit Angehörige desselben Hausstandes aufgrund ihrer beruflichen 
Tätigkeit nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 in Kontakt zu infizierten Personen stehen. 
 
   (2) Die Präsenzpflicht der Lehrkräfte, der sozialpädagogischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sowie der Schulleitungsmitglieder an den öffentlichen Schulen bleibt beste-
hen. Dies gilt nicht, wenn sie 
 
1. Krankheitssymptome aufweisen, 
 
2. in Kontakt zu infizierten Personen stehen oder seit dem Kontakt mit infizierten Per-

sonen noch nicht 14 Tage vergangen sind oder 
 
3. a) auf dem Land-, See- oder Luftweg aus einem Staat außerhalb der Bundesrepu-

blik Deutschland eingereist sind oder 
 
 b)  sich in einem Gebiet aufgehalten haben, dass vor dem 10. April 2020 vom Robert 

Koch-Institut als Risikogebiet für Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus festge-
legt war und deren Einreise nach dem Zeitpunkt der Festlegung als Risikogebiet 
oder innerhalb von 14 Tagen vor dem Zeitpunkt der Festlegung als Risikogebiet 
erfolgt ist, 

 
 für einen Zeitraum von 14 Tagen seit der Einreise. 
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   (3) Die in den Einrichtungen nach § 33 Nr. 3 des Infektionsschutzgesetzes befindli-
chen Lehrkräfte, sozialpädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Betreu-
ungskräfte sollen Betreuungsangebote für Kinder im Sinne des § 2 Abs. 2 mit Aus-
nahme der Kinder im Sinne des § 2 Abs. 4 bis einschließlich der Klassenstufe 6 anbie-
ten. Die in ganztägigen Angeboten tätigen Dritten können ihre Beschäftigten auch zur 
Unterstützung der Betreuungsangebote einsetzen. Einbezogen werden sollen auch 
Kinder, deren Betreuung aufgrund einer Entscheidung des zuständigen Jugendamtes, 
der zuständigen Schulpsychologin oder des zuständigen Schulpsychologen zur Siche-
rung des Kindeswohls dringend erforderlich ist. Für Kinder im Sinne des § 2 Abs. 2 mit 
Behinderungen oder Anspruch auf sonderpädagogische Förderung mit Ausnahme von 
Kindern im Sinne des § 2 Abs. 4 soll die Betreuung auch über die Klassenstufe 6 hin-
aus angeboten werden, soweit deren Entwicklungsstand es erfordert. Satz 1 bis 4 gel-
ten nicht, soweit die Schülerinnen und Schüler aufgrund des Abs. 1 Satz 3 Nr. 2, 3 
oder 4 unterrichtet werden. Die Organisation dieser Betreuungsangebote obliegt der 
Schulleitung. Die in Satz 1 genannten Personen dürfen ihre eigenen Kinder mit Aus-
nahme der Kinder nach § 2 Abs. 4 in das Betreuungsangebot einbeziehen. 
 
   (4)  Auf Antrag von der Teilnahme am schulischen Präsenzbetrieb nach Abs. 1 bis 3 
an den öffentlichen Schulen befreit werden 
 
1. Schülerinnen, Schüler und Studierende, Lehrkräfte, sozialpädagogische Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter, wenn sie selbst oder Personen, mit denen sie in einem Haus-
stand leben, bei einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus aufgrund einer vorbe-
stehenden Grunderkrankung oder Immunschwäche dem Risiko eines schweren 
Krankheitsverlaufs ausgesetzt sind, 

 
2. Schülerinnen, Schüler und Studierende, wenn Personen, mit denen sie in einem 

Hausstand leben, über als 60 Jahre alt sind, sowie 
 
3. Lehrkräfte, sozialpädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die selbst über 60 

Jahre alt sind. 
 
Einem Antrag nach Satz 1 Nr. 1 ist eine ärztliche Bescheinigung der Grunderkrankung 
oder Immunschwäche beizufügen, es sei denn, der Schule oder der personalführen-
den Stelle liegt bereits ein hinreichender Nachweis des Risikos vor. Im Falle einer Be-
freiung nach Satz 1 bestehen die Arbeits- oder Dienstverpflichtung der Lehrkräfte so-
wie der sozialpädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Dienst des Landes 
sowie die Pflicht der Schülerinnen, Schüler und Studierenden, an schulischen Lehran-
geboten teilzunehmen, im Übrigen fort. 
 

§ 4 
 
   (1) Menschen mit Behinderungen dürfen Werkstätten für Menschen mit Behinderun-
gen nach § 219 Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, Tagesförderstätten 
oder Tagesstätten nach § 219 Abs. 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sowie 
Arbeitsbereiche anderer Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch nicht betreten, wenn sie 
 
1. sich in besonderen Wohnformen nach § 71 Abs. 4 Nr. 3 des Elften Buches Sozial-

gesetzbuch befinden, 
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2. bei ihren Erziehungsberechtigten, Eltern oder anderen Angehörigen wohnen und 

ihre Betreuung sichergestellt ist, 
 
3. alleine oder in Wohngruppen wohnen und sich selbständig versorgen können oder 

eine Betreuung erhalten oder 
 
4. die Krankheitssymptome für COVID-19 im Sinne der Kriterien des Robert Koch-

Instituts aufweisen, Kontakt zu infizierten Personen haben oder hatten und noch 
keine 14 Tage seit dem Kontakt vergangen sind oder sie auf dem Land-, See- oder 
Luftweg aus einem Staat außerhalb der Bundesrepublik Deutschland eingereist sind 
oder sie sich in einem Gebiet aufgehalten haben, dass vor dem 10. April 2020 vom 
Robert Koch-Institut als Risikogebiet für Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus 
festgelegt war und deren Einreise nach dem Zeitpunkt der Festlegung als Risikoge-
biet oder innerhalb von 14 Tagen vor dem Zeitpunkt der Festlegung als Risikogebiet 
erfolgt ist, und seit der Einreise noch keine 14 Tage vergangen sind. 

 
Für alle anderen Menschen mit Behinderungen stellen die Träger der Einrichtungen 
die Betreuung im notwendigen Umfang sicher. 
 
   (2) Die Betreuung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gilt nur dann als nicht sichergestellt, wenn 
 
1. ein in der Häuslichkeit lebender Erziehungsberechtigter, Elternteil oder Angehöriger 

zu den Personengruppen nach § 2 Abs. 2 gehört oder 
 
2. aufgrund eines besonders hohen Pflege- oder Betreuungsaufwandes im Einzelfall 

eine Betreuung durch die Erziehungsberechtigten, Eltern oder Angehörigen im 
häuslichen Rahmen nicht erfolgen kann. 

 
   (3) Das Betretungsverbot nach Abs. 1 gilt nicht für Menschen mit Behinderungen 
nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, wenn die besondere Wohnform unmittelbar räumlich mit den 
Werkstätten für behinderte Menschen, Tagesförderstätten und Tagesstätten verbun-
den ist und sich dort keine weiteren Menschen mit Behinderungen aufhalten. 
 
   (4) Das Betretungsverbot nach Abs. 1 gilt nicht für Menschen mit Behinderungen 
nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3, die in Betriebsbereichen von Werkstätten für Menschen 
mit Behinderungen arbeiten, die 
 
1. Dienstleistungen im Zusammenhang mit medizinischen und pflegerelevanten Pro-

dukten, insbesondere persönlicher Schutzausrüstung, Medizinprodukten und Des-
infektionsmitteln, erbringen, 

 
2. Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 3 bis 7 und § 36 Abs. 1 Nr. 2 des 

Infektionsschutzgesetzes sowie vergleichbare Einrichtungen mit Speisen und Ge-
tränken versorgen oder für diese Einrichtungen als Wäschereien tätig sind, 

 
3. im Bereich der Pflege und Haltung von Tieren, der Landwirtschaft oder Landschafts-

pflege tätig sind. 
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Satz 1 gilt nicht für Menschen mit Behinderungen, die bei einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus dem Risiko eines schweren Krankheitsverlaufs ausgesetzt oder 
älter als 60 Jahre alt sind. 
 
   (5) Der Träger der Einrichtungen nach Abs. 1 oder andere Leistungsanbieter hat 
dafür Sorge zu tragen, dass 
 
1. ein Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen Personen, ausgenommen zwischen 

Angehörigen des gleichen Hausstandes, eingehalten wird, soweit keine geeigneten 
Trennvorrichtungen vorhanden sind, und 

 
2. geeignete Hygienekonzepte entsprechend den Empfehlungen des Robert Koch-In-

stituts erstellt und umgesetzt werden. 
 
   (6) § 2 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 

§ 5 
 
   (1) Pflegebedürftige dürfen Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen nach 41 Abs. 1 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch nicht betreten. 
 
   (2) Jede Tages- und Nachtpflegeeinrichtung nach Abs. 1 soll eine Notbetreuung für 
Pflegebedürftige einrichten, wenn 
 
1. eine der Pflegepersonen zu den Personengruppen nach § 2 Abs. 2 gehört oder 
 
2. aufgrund eines besonders hohen Pflege- oder Betreuungsaufwandes im Einzelfall 

eine Betreuung durch die Pflegepersonen im häuslichen Rahmen nicht erfolgen 
kann. 

 
Für die Pflegebedürftigen nach Satz 1 gilt das Betretungsverbot nach Abs. 1 nicht, 
soweit nicht ein Fall des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 vorliegt. 
 
   (3) § 2 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 

§ 6 
 
   (1) Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Umfeld von Pflege wer-
den, soweit sie als Gruppenangebote durchgeführt werden, aufgrund einer erhöhten 
Ansteckungsgefahr untersagt. Hierzu zählen insbesondere die Angebote nach § 45c 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und § 45d des Elften Buches Sozialgesetzbuch. 
 
   (2) Für Einzelangebote gilt Abs. 1 nicht. Diese sind jedoch verboten, wenn ein Fall 
des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 vorliegt. 
 
   (3) § 2 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 

§ 7 
 
   (1) Nutzerinnen und Nutzer dürfen interdisziplinäre oder heilpädagogische Frühför-
derstellen für behinderte und von Behinderung bedrohte Kinder nach § 46 des Neunten 
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Buches Sozialgesetzbuch, heilpädagogische Praxen, Autismuszentren und familien-
entlastende Dienste der Behindertenhilfe nicht betreten oder in Anspruch nehmen. An-
gebote oder Therapiemaßnahmen im Rahmen der mobilen Frühförderung nach § 46 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, die nicht in den Einrichtungen nach Satz 1 
stattfinden, sind einzustellen. Satz 1 und 2 gelten nicht, soweit die Inanspruchnahme 
des Angebots oder die Durchführung der Therapiemaßnahmen medizinisch geboten 
ist. Der Nachweis ist durch eine ärztliche Verordnung zu führen. 
 
   (2) In den Fällen des Abs. 1 Satz 3 und 4 ist die Inanspruchnahme des Angebots 
oder die Durchführung der Therapiemaßnahmen dennoch ausgeschlossen, wenn ein 
Fall des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 vorliegt. 
 
   (3) § 2 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 

§ 8 
 
   (1) Nur die Personen, die in Unterkünften nach 
 
1. § 3 Abs. 1 Satz 2 des Landesaufnahmegesetzes vom 5. Juli 2007 (GVBl. I S. 399), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2017 (GVBl. S. 470), oder 
 
2. § 4 Abs. 1 Satz 2 und § 5 des Gesetzes über die Aufnahme und Unterbringung von 

Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern vom 24. November 2009 (GVBl. I S. 436), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Oktober 2017 (GVBl. S. 294), 

 
wohnhaft sind oder die für die Aufrechterhaltung des Betriebs dieser Einrichtungen 
erforderlich sind, dürfen diese Einrichtungen betreten. Anderen Personen ist der Zutritt 
untersagt. 
 
   (2) Nur die Personen, die in nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch be- 
triebserlaubnispflichtigen stationären Einrichtungen, die keine Kindertageseinrichtun-
gen sind, wohnhaft oder für die Aufrechterhaltung des Betriebs dieser Einrichtungen 
erforderlich sind, dürfen diese Einrichtungen betreten. Anderen Personen ist der Zutritt 
untersagt. Sportangebote innerhalb der Einrichtung sind auf Einzelpersonen zu be-
schränken. Die Angebote dürfen nur unter Beachtung der Empfehlungen des Robert 
Koch-Instituts zur Hygiene durchgeführt werden. 
 

§ 9 
 
   Für den Vollzug dieser Verordnung sind abweichend von § 5 Abs. 1 des Hessischen 
Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst vom 28. September 2007 (GVBl. I 
S. 659), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. S. 82), neben den 
Gesundheitsämtern die örtlichen Ordnungsbehörden zuständig, wenn die Gesund-
heitsämter nicht rechtzeitig erreicht oder tätig werden können, um eine bestehende 
Gefahrensituation abwenden zu können. 
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§ 103 
 
   Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1a Nr. 24 des Infektionsschutzgesetzes han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
 
1. dem Verbot des § 1 Abs. 1 oder 5 oder § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1, § 7 Abs. 1, § 8 

Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2 Satz 2 eine der aufgeführten Einrichtungen betritt, 
 
2. dem Verbot des § 2 Abs. 1 und 4 Kinder eine der aufgeführten Einrichtungen be-

treten lässt, 
 
3. § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 keinen Mund-Nasen-Schutz trägt, 
 
3a. § 1a keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt, 
 
4. § 2 Abs. 5, § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 3, § 6 Abs. 3 oder § 7 Abs. 3 Personen beschäftigt, 

die Krankheitssymptome für COVID-19 im Sinne der Kriterien des Robert Koch-
Instituts aufweisen, Kontakt zu infizierten Personen haben oder hatten oder aus 
einem Risikogebiet zurückgekehrt sind.“ 

 
§ 114 

 
   Diese Verordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 5. Juni 
2020 außer Kraft. 
 

Wiesbaden, den 13. März 2020 
 

Hessische Landesregierung 
 
Der Ministerpräsident Der Minister 
 für Soziales und Integration 
 
 
     Bouffier          Klose 

                                                           
3 § 10 eingefügt durch den am 3. April 2020 in Kraft getretenen Art. 2 der Vierten Verordnung zur An-

passung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus vom 30. März 2020 (GVBl. S. 214) 
4 Die vorstehende Verordnung wurde nach § 7 Abs. 1 Verkündungsgesetz am Freitag, den 13. März 

2020 bekannt gemacht. 


